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zangen. Den Weltfrieden“ haben wir nicht bedroht.
heben gegan die franzöſiſche Regierung Anklage,
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Frankreich für die Aufteilung Deutſchlands
Das Siel franzöſiſcher Politik

Eine Aufteilung Deutſchlands.
Berlih, 12. April.

W. T. B. meldet:
Bei einer Beſprechung höherer franzöſiſcher Offiziere des

Hkkupationsgebietes, welche am 9. April in Mainz ſtattſand und
bei der die Politik Deutſchlands beſprochen wurde, welche es ein
ſchlagen müßte, wurden Richtlinien aufgeſtellt, deren wich-
tigſter Jnhalt iſt:

Die Rheinlinie iſt nötig, um Deutſchland dauernd
Sicherheit und die Gelegenheit zu geben, daß wir vor Revanche
jdeen der deutſchen Miilitärkaſte geſchützt ſind. Wohl
iſt die Beſetzung der linken Rheinlinie von großer Bedeutung,
aber mit Ausnahme von Köln, dem engliſchen Abſchnitt und
einigen Kapitalzentren befindet ſich auf dem linken Rheinufer
kein großer fundierter Reichsplatz. Deshalb müßte den Puffer-
ſtaaten derjenige Teil des rechten Rheinufers angegliedert
werden, welcher Frankfurt am Main und Umgebung, das Ruhr
gebiet und die Düſſeldorfer Jnduſtrie umfaßt. Jede Verlegen-
heit Deutſchlands iſt daher zu benutzen, um Vorteile für uns zu
erringen. Da ſich England nicht allzu weit von der Küſte enga-
giert und wir die Landesnachbarn ſind, Amerika aber genug mit
Japan und England zu tun hat, müſſen wir, ſolange wir freie

Hand haben, alles tun, um uns feſtzuſetzen und unſere Alliier-

ten vor eine vollendete Tatſache zu ſtellen. Deutſchland wäre

am beſten in fünf bis ſechs größere, Bundesrepu-
bliken zu zerreißen. Erſtens: Bayern, Baden, Württemberg;
zweitens: Rheiniſche Republik und drittens: im Norden: Pom
mern, Mecklenburg, Hannover, Oldenburg und Schleswig Hol
ſtein. Die Hanſeſtädte ſind dann belanglos. Viertens: Thürin-
gen und Sachſen als Mitteldeutſche Republik. Fünf-
tens: Berlin mit Schleſien und einem kleinen Teil Pommern
mit der Mark als kleine Republik, in der Art, wie Wien und
Budapeſt. Jnsbeſondere iſt die innere Unmöglichkeit der Koali-
tionsregierung' klug zu benutzen. Jm Bunde mit Belgien
können wir auf Grund verſchiedener Paragraphen des Friedens
vertrages einmarſchieren und uns feſtſetzen. Zugleich
können wir die mittlere kapitaliſtiſche Richtung in Deutſchland
und die U. S. P. für uns intereſſieren als negative Bundes
genoſſen gegen die Berliner Regierung und
ihnen glauben machen, daß ihr TSlend von Berlin kommt, damit
ſie gegen Berlin und Regierung marſchieren. Damit können wir,
ohne daß im Ruhrgebiet Unruhen geſchehen, mit den Belgiern
als Nachbarn in uns am meiſten intereſſierende Städte ein-
rücken. Vielbewußte kluge Politik ſetzt uns in ein bis zwei
Jahren in Beſitz deſſen, was Foch will, nämlich der militäriſchen
Rheingrenze mit ſtarken Brückenköpfen ohne ernſtlichen
Widerſtand Deutſchlands und unſerer Alliier-
t en.

Verfaſungswiörige Kationalverſammlung
Berlin, 12. April.

Haus und Tribünen ſind gut beſucht.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 3 Uhr 20 Min.

und teilt zunächſt mit, daß ein Telegramm des Abg. Ulitzk a
eingelaufen ſei, daß die Abgeordneten aus Oberſchle-
ſien von der Entente an der Aus übung ihrer Man
date ge hindert werden. (Hört, Hört!)

Ein gleiches Telegramm iſt vom Abg. Hartmann ein-
gegangen. Gegen dieſen unerhörten Eingriff der
kntente in die Rechte des deutſchen Volkes lege ich den
zllerſchärſten Proteſt ein und bitte die Regierung, ſofort
die nötigen Schritte zu tun. (Beifall.)

Der Präſident teilt ferner mit, daß die Nationalverſamm-
ung vorausſichtlich nur bis zur nächſten Woche tagen werde.
Die Ausſchüſſe möchten daher ihre Arbeiten beeilen.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Entgegen-
nahme einer

Erklärung der Regierung
Reichskanzler Müller: Der Herr Präſident hat ſoeben mit

Recht Proteſt erhoben gegen das völkerrechtswidrige
erhalten der Entente. Aehnliche Meldungen liegen
aus Maſu ren vor. Die Regierung wird energiſch dagegen vor
gehen. Dem übermäßigen franzöſiſchen Milita-
rismus können wir nichts entgegenſetzen als unſer gutes Recht.
Senegalneger liegen in der Frankfurter Univerſität. Die Trico-
lore flattert über dem Maingau. Der. Kapp-Putſch war
eine Offiziersrevolte. Die Reichswehr hatte das
Lertrauen bei der Arbeiterſchaft verloren.

Die Arbeiterſchaft des Ruhrreviers konnte nicht mehr erkennen,
ob ſie verfaſſungstreuen oder regktionären Truppen ſich gegen
überſehe. Das iſt Schuld der Kapp-Tage. Widerſpruch und
Lachen vechts.) Ohne Kapp kein Generalſtreik, ohne dieſen keine
Rote Armee im Ruhrrevier. Die Arbeiter ind zu ihrer Arbeit
zurückgekehrt, aber der Janhagel des ganzen Ruhrreviers machte
ſich die Situation zunutze. Dagegen mußte die Regierung ein
ſhreiten, und ſo marſchierte die Reichs wehr ein.
Selbſt die Unabhängigen forderten den Einmarſch. Wir wollen
die Reichswehr nur da einſetzen, wo es unbedingt nötig iſt. Die
LApfer der Reich swehr betragen rund 600 Köpfe. Dies
u ſie vor Vorwürfen ſchützen. Solange es noch eine Möglich-
keit der

friedlichen Verſtändigung
gab, mußten wir zuwarten. Als aber alle den Einmarſch ver
langten, da mußten wir vorgehen oder abdanken. Wir mußten
einmarſchieren, ohne die Einwilligung Frankreichs erlangt zu
haben, das die Aktion für unnötig oder gefährlich erklärte. Die
Notwendigkeit zu beurteilen, iſt Sache der deutſchen Regierung.
eifall.) Frankreich hat den Mut, ſich durch unſer Vorgehen n
ſeiner geographiſchen Lage bedroht zu erklären, trotzdem die

in der neutralen Zone gegenüber den waffen-
ſtarrenden Beſatzungsarmeen in den Rheinlanden faſt ver
ſhwinden. Wir haben eine formale Unterlaſſung be

Wir

den Verſailler Frieden verletzt und den Völker
bund, noch ehe er in Kraft trat, um jeden Kredit ge

Reichskanzler Müller zum Einmarſch der Franzoſen
bracht zu haben. Die franzöſiſche Note wurde uns in Paris
übergeben dvei Stunden nach dem Einrücken in Frankfurt

Die militäriſche Vergewaltigung Deutſchlands
iſt eine Verſündigung gegen Europa, wie gegen das
franzöſiſche und das deutſche Volk. Krieg oder Frieden

ein Drittes gibt es nicht, wenn nicht die Anarchie alles ver
ſchlingen ſoll. England und Jtalien ſcheinen das einzu
ſehen. Allerdings würde es naiv ſein, daraus zu ſchließen, daß
der Beſtand der Entente gefährdet ſei. Wir wollen die Waffen
in Privatbeſitz ein ſammeln. Frankreich hindert uns daran. Die
Einwohnerwehren, die keine militäriſche Organiſation
ſind, richten ſich gegen die Plünderung, gegen die
Anarchie. Die Regierung hat mit den Ländern über die Auf
löſung der Einwohnerwehren nur verhandelt auf Druck der
Entente, nicht auf Druck der Gewerkſchaften.

Die „Freiheit“ behauptet, daß die Regierung unter einer ge
wiſſen Aufſicht des organiſierten Proletariats
ſtehe. Eine ſolche Nebenregierung lehne ich ab. Jch würde keine
Stunde länger im Amt bleiben, wenn der Verſuch einer ſolchen
Nebenregierung gemacht würde. Mit regieren kann nur der,
der bereit iſt, die Verantwortung zu übernehmen. Jch
ſtelle jedenfalls feſt, daß

die Gewerkſchaften,
ſeit ich das Kanzleramt übernommen habe, nie einen Verſuch ge
macht haben, mit zu regieren. Ja, niemals irgendwelche Forde-
rungen ultimativen Charakters geſtellt haben. Wenn die Ge
werkſchaften mir formulierte Wünſche vortragen wollten, ſo habe
ich ſie ſelbſtverſtändlich, ſoweit es meine Zeit erlaubt, empfangen.
Ebenſo die Vertreter der Jnduſtrie und Beamtenorganiſationen.
Das iſt meine Pflicht, und ich lege den größten Wert davauf, die
Wünſche der Gewerkſchaften der organiſierten Ar
beiterſchaft kennen zu lernen, weil ich mir bewußt bin, welche
Bedeutung die organiſierte Kraft der deutſchen Arbeiter für den
Wiederaufbau der deutſchen Volkswirtſchaft und für den Beſtand
der deutſchen Republik gegen alle Gefahren hat. Aber geltend
machen darf ſich dieſer Einfluß nur im Rahmen der Ver
faſſung, und die Regierung muß in ihren Entſchließungen
frei ſein. (Lebhafte Zuſtimmung.) Alle Kabinettsmit-
g lieder ſind Anhänger der Demokratie und denken
nicht daran, den Poſten der Demokratie zu verlaſſen. (Beifall.)
Die Befürchtung, die insbeſondere aus Süddeutſchland
kommt wegen der Möglichkeit, verfaſſungswidrig zu handeln, iſt
deshalb unbegründet. Süddeutſchland findet mit ſeinen Sorgen
volles Verſtändnis bei uns. Nach dem Sturz der Machthaber
wird das Reich demokratiſch ſein oder es wird nichts ſein.
(Sehr richtig!)

Das Duell Frankreich- Deutſchland muß auf
hören. Frankfurt, das Herz Europas, iſt getroffen. Ehe
Frankfurt nicht frei iſt, werden alle ſchönen Worte der Ver
ſtändigung verhallen. Frankreich hat alle nationaliſtiſchen
Jnſtinkte wieder erweckt. Die Nationaliſten aller Länder
leiſten ſich die beſten Dienſte. K app oder Foch: wir erlauben
dem Militarismus keine Rückkehr. Die militäriſche
Aktion im Ruhrgebiet geht dem Ende entgegen. Die
Truppen werden ſchnellſtens zurückgezogen. Damit wird Hoffent
lich auch die Beſetzung des Maingaus fhr Ende arreichen. Wir
wollen Abkehr von allen Kriegsauſchauungen und allen Kriegs
mitteln. (Beifall.)

Präſident Fehrenbach ſchlägt vor, in die Erörterung morgen
einzutreten und die übrigen Gegenſtände von der Tagesordnung
abzuſetzen.

Morgen: Anfragen, Beſprechung der Erklärung der Regie
rung und anderes.

Nach einer eigenen Drahtmeldung hat der deutſche Bevoll
mächtigte in Oberſchleſien Oberſt Hatzfeld gegen die Maß
nahmen der interalliierten Kommiſſion betr. die Suspen-
dierung aller Abgeordnetenmandate der in Ober-
ſchleſien wohnhaften Perſonen evtl. Verhinderung der Wieder
einreiſe oberſchleſiſcher Abgeordneter, die trotzdem an den
Tagungen der Nationalverſammlung, der preußiſchen Landes-
verſammlung oder dem Provinziallandtag teilnehmen, ſowohl
gegen die Erklärung, daß die oberſchleſiſche Bevölkerung an der
Wahl des Reichspräſidenten und an der Wahl zu den Reichs-
tagswahlen teilnehmen könnte, beim General Le Rond energiſch
Einſpruch erhoben, unter dem Hinweis, daß Oberſchleſien, ſo
lange nicht auf Grund der Abſtimmung eine rechtliche Löſung
von Deutſchalnd erfolgt ſei, ein Teil des Deutſchen Reiches
bleibe. Eine Proteſtnote der Reichsregierung iſt
gur Kenntnis der Jnteralliierten Kommiſſion in Oppeln und des
Oberſten Rates in Paris gebracht worden.

Der polniſche Größenwahnſinu
Die urſprünglich vom Ausſchuß für auswärtige Angelegen-

heiten des polniſchen Landtages beſchloſſene Antwort auf das
Friedensangebot der ruſſiſchen Sowjetregierung enthält vbekannt-
lich u. a. folgende Forderungen:

1. Wiedergutmachung des großen Verbrechens der DTeilungen
Polens, an denen Rußland teilgenommen hat, d. h. Des-
annerion ſeitens Rußlands aller Länder, welche es infolge
der Teilung Polens an ſich geriſſen hat.
Rußland gibt alle territorialen Anſprüche auf die Länder
auf, welche es von Polen an ſich geriſſen hat. Polen wird,
treu den Grundſätzen der Toleranz, in Berückſichtigung der
Rechte der andern Völker, über das Los der Bewohner der
Länder entſcheiden, welche weſtlich der Grengen von 1772
wohnen, und zwar im Einvernehmen mit der Bevölkerung.

Mit anderen Worten: Polen verlangt direkte Herrſchaft oder
zumindeft das Protektorat über alle die Landſtrecken, die es vor
dem Jahre 1772 beherrſcht hat. Der Begriff der Grenzen Polens
von 1772 beginnt wieder in der polniſchen Politik in den Vorder-
grund zu treten. Es wird daher von Jntereſſe ſein, an Hand der
ſtatiſtiſchen Daten den Jnhalt dieſer Forderung näher zu be
leuchten.

Sollte dieſe polniſche Forderung tatſächlich erfüllt werden,
ſo würde der polniſche Staat ein Gebiet von über einer Million
Quadratkilometer umfaſſen und auf dieſe Weiſe ungefähr doppelt
ſo groß wie Frankreich, größer als Deutſchland und überhaupt be
züglich der beherrſchten Bodenfläche der zweitgrößte Staat
Europas werden. Die Polen verlangen die Rückerſtattung von
Litauen und Weißruthenien, Lettland, Kurland, Livland und
eines großen Teiles der Ukraine. Die polniſche Herrſchaft würde
ſich in dieſem Falle von der Oſtſee bis zum Schwarzen Meer er
ſtrecken, die Oſtgrenze ganz nahe bei Kiew, das von drei Seiten
von polniſchem Gebiet umſchloſſen wäre, verlaufen und die
ukrainiſche Stadt Pinſk käme ungefähr in die Mitte des polniſchen
Staates zu liegen. Auf dieſem von den Polen beanſpruchten
Gebiete wohnen ungefähr 52 Millionen Einwohner. Nach dem
polniſchen Prof. Romer, der als Mitglied der polniſchen Friedens
delegation in Paris auf die Feſtſetzung der polniſchen Anſprüche
einen großen Einfluß hat, ſetzt ſich die Bevölkerung dieſer Gebiete
folgendermaßen zuſammen:

Der Konfeſſion nach ſind von dieſen 52 Millionen: ungefähr
22 Millionen römiſch-katholiſch, 20 Millionen orthodox oder
griechiſchkatholiſch, über 3 Millionen evangeliſch, über 6 Millio-
nen jüdiſch.Der WRationalität nach ſind davon: Polen 1736 Millionen,

Ukrainer 1324 Millionen, Weißruthenen 7 Millionen, Juden
6 Millionen, Deutſche 4 Millionen, Litauer und Letten 2 Millionen,
Ruſſen 124 Millionen.

Man ſieht alſo, daß in dem von den Polen beanſpruchten
Staate ungefähr 67 v. H. oder zwei Drittel nichtpolniſcher
Nationalität ſind. Die Ukrainer bilden faſt 26 v. H. der Geſamt
bevölkerung, die Deutſchen 8 v. H. und die Juden faſt 10 v. H.
Wie es den 33 v. H. Polen möglich ſein wird, dieſen Staat mit
ſeinem ungeheuren Völkergemiſch zu ſammenzuhalten und zu be-
herrſchen, darüber ſcheint man ſich in Warſchau nicht viel Sorgen
zu machen.

Einer beſonderen Beachtung ſind die Siedlungsverhältniſſe
in den von den Polen beanſpruchten ukrainiſchen Gebieten wert.
Nach der ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung des genannten Prof.
Romer, die ſich auf die amtlichen ruſſiſchen und öſterreichiſchen
Statiſtiken ſtützt, umfaßt das von den Polen beanſpruchte
ukrainiſche Gebiet 165 000 Qudratkilometer. Es zählt ungefähr
121 Mill. Einwohner. (Beide Daten beziehen ſich nur auf
ukrainiſche Gebiete des ehemaligen Rußlands.)

Davon ſind der Konfeſſion nach: römiſch-katholiſch 840 000
orthodox 9 500 000, jüdiſch 1 500 000, evangeliſch 200 000.

Der Nationalität nach leben in dieſen Gebieten: Ukrainer
77 v. H., Juden 1236 v. H., Ruſſen 434 v. H., Polen 8 v. H.,
Deutſche 2 v. H. Der Reſt verteilt ſich auf Tſchechen und andere.
Das genannte Gebiet iſt alſo zu mehr als drei Viertel ukrainiſch.

Das von den Polen beanſpruchte und gegenwärtig beſetzt
gehaltene ukrainiſche Gebiet von Oſtgalizien umfaßt nach den Be
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rechnungen der offiziellen öſterreichiſchen Statiſtik 55 000 Quadrat
kilometer. Jn dieſem Gebiet wohnten Ende 1910: Ukrainer
8 825 000 oder 72 v. H., Polen 770 000 oder 14 v. H., Juden 660 000
oder 12 v. H. Der Reſt von 2 v. H. verteilt ſich auf die Deutſchen
und andere. Au,
drei Viertel der Geſamtbevölkerung.

Wenn man die angeführten Zahlen deutet, ſo ſtellt ſich die
polniſche Forderung auf Wiederherſtellung der Grenzen von 1772
als Ausdruck eines grenzenloſen Jmperialismus dar, der ſeines-
gleichen in der ganzen Welt nicht findet.

Fochs wahres Geſicht

Paris, 11. April.
Wenn wirklich, wie ein Teil der Pariſer Preſſe behauptet

hat, die Franzoſen mit ihrem Einrücken in den Maingau lediglich
den Schutz und die Sicherung der Kohlengruben im Ruhrrevier
bezweckten, ſo ſteht ſolcher Behauptung ſchon die einfache Tat
ſache entgegen, daß zwiſchen Frankfurt und Mülheim a. d. Ruhr
eine Entfernung von gut 100 Kilometer liegt. Ein Blick auf die
Karte lehrt zur Genüge, daß für die Beſetzung von Frank
ar Darmſtadt, Hanau, Homburg und Die
urg einzig und allein ſtrategiſche Geſichts-punkte obgewaltet haben. Das beſtätigt auch mit

ſchöner Offenherzigkeit der General de Lacroix im „Temps“,der ausdrücklich darauf hinweiſt, daß die Auswahl der Be
ſetzungsobjekte, ob man es wolle oder nicht, rein ſtrategiſchen Er
wägungen entſprungen iſt. Um dieſe ſeine Anſicht zu ſtützen,
zitiert der General eine Stelle aus dem bereits 1904 erſchienenen
Buche Marſchall Fochs „Die Führung des Krieges“, die man ſich
in Deutſchland nachdrücklichſt ins ſchreiben ſollte, er
hellt ſie doch blitzartig die innerſten Motive Fochs und des hinter
ihm ſtehenden Teils der franzöſiſchen Nation.

„Der deutſche Staat ſtellt heute ein Reich, einen Bund
von Staaten dar, von denen die einen im Süden des Main,
die andern nördlich des Main liegen. Norddeutſchland und
Süddeutſchland, beide mit verſchiedenen Temperamenten,
haben ihren Kopf im Norden, im alten Preußen, in Berlin.
Hierhin muß man gehen, um den letzten Streich zu führen.
Am Main aber, in Mainz, wird man ſchon die deutſche Macht
in zwei Hälften ſpalten. Ein vernünftiger Plan beſteht alſo
darin, nach Berlin zu gehen, indem man Mainz paſſiert, nicht
weil man dort den Rhein bequemer überſchreitet und nicht,
weil das linke Ufer das rechte beherrſcht oder umgekehrt, ſon
dern weil hier der Punkt iſt, wo die Jntereſſen des Nordens
und des Südens ſich vereinigen und folglich ſich auch ſcheiden.“

Hier ſieht man unverhüllt Fochs wahres Geſicht oder beſſer
Post das der heutigen franzöſiſchen Politik.

ie Errichtung der Mainlinie, die Zerlegung Deutſchlands in
zwei Hälften, das und nichts anderes hatten die Franzoſen im
Sinn, als ſie Frankfurt und die anderen deutſchen Städte be-
m unter dem Vorwande, der Schutz des Ruhrgebietes ver
lange gebieteriſch den Einmarſch.

l J èatzh,ezMuQÖ„D«è ?à“„.

hölz an der böhmiſchen Grenze
Klingenthal, 12. April.

Der Kommuniſt Hölz, der geſtern früh mit 200 Rot-
gardiſten hier angekommen war, verhandelte im Laufe des Vor

ittags mit dem Bürgermeiſter und dem tſchechoſonen Grenzkommando über ſeinen Ueber-
ritt nach der Tſchechoſſlowakei. Die Verhandlungen

zerſchlugen ſich jedoch. Die Grenzwachen ſind verſtärkt
worden.

Hölz forderte ſämtliche Fabrikanten und Geſchäftsleute zu
einer Verſammlung auf mit dem Zweck, daß von ihnen Beträge

50 000 bis 150 000 Mk. zur Unterſtützun der
roten Garde gezahlt werden. Wie verlautet, ſoll ein Teil
des verlangten Geldes dem Hölz bereits r worden
r Wie die „Aachener Zeitung“ meldet, hat Hölz bei ſeinen

ebertrittsver handlungen von den böhmiſchen Be
hörden den Beſcheid erhalten, daß er als interniert zu gel-
ten habe und auf Verlangen Deutſchlands ausge
liefert werden würde. Da es der Plan Hölz' iſt, über Klingen-
thal nach Graslitz oder über Bad Elſter ins Böhmiſche zu.
b üchten, ſind die Grenzwachen n worden.

on dem Ueberwachungsdienſt der tſchechiſchen Behörden wurde
ein gewiſſer Dr. Schminke aus Bad Elſter feſtgenommen, da
er im Verdacht ſtand, mit Hölz Verbindungen zu unterhalten.
Der Verhaftete wurde am nächſten Morgen von Grenzſoldaten
nach Sachſen zurückgebracht und erhielt die Weiſung, nie wieder
nach Böhmen zurückzukehren.

Der Kommuniſt Hölz verlangte von den Klingenthaler
Fabrikanten eine Million Mark zur Bildung einer Roten
Garde, die bis heute abend 6 Uhr in ſeinem Beſitz ſein ſollen.
Da die Klingenthaler Filiale der Vogtländi-
ſchen Bank die ganze Summe nicht vorrätig hatte, ſollten
zwei Bankbeamte 600 000 Mark von der Vogtländiſchen Bank inde abholen. Beide Beamte trafen heute nachmittag in einem

ölzſchen Automobil hier ein. Als ſie auf der Bank die Summe
abheben wolltien, wurden der Chauffeur und die beiden Beamten
von der Plauener Polizei verhaftet.

hier beträgt alſo die ukrainiſche Bevölkerung

Der Plauener Vollzugsausſchuß des Arbeiter
rats hat ſich aufgelöſt, nachdem der Führer Rudert ge
flüchtet iſt. Jn einer Verſammlungwurde erklärt, daß die Reichswehr im Anmarſch begriffen ſei.

Jn Adorf und in Bad Elſter ſind auf Veranlaſſung des
Roten Vollzugsausſchuſſes von den anſäſſigen
150 000 Mark zur Bildung einer Roten Garde gezahlt worden.
Der Vollzugsausſchuß verlangte von den Fabrikanten die
wöchentliche Zahlung von 60 000 Mark, die für den Ordnungs
dienſt der Roten Armee beſtimmt ſein ſollen.

Plauen i. V., 12. April.
Der fordern zum Generalſtreik iſt hier nicht

Folge geleiſtet worden. Es arbeiten ſämtliche Betriebe.Jn der Stadt herrſcht Ruhe. Die Rotgardiſten ſind verſchwun
den. Auch Hölz hat ſich nicht wieder ſehen laſſen. Die Reich s-
wehrtruppen ſtehen noch zwiſchen Hof und Oelsnitz.

Die Säuberungsaktion im Vogtland
Das Gros der Reichswehr iſt wieder aus der Umgebung von

Chemnitz abgezogen; ſie hat dort Sicherungen zurückgelaſſen.
Das Vogtland iſt jetzt vor Reichswehr vollſtändig
erniert; die Säuberungsaktion dürfte in wenigen
agen beendigt ſein.

Dresden, 12. April.
Wie wir Hören, iſt man in Dresden entſetzt über die Er

eigniſſe im Vogt.land. Man ſchiebt an den zuſtändigen
Stellen die Schuld daran der unerhörten Jndis kr e tion
Berliner Amts ſtellen über die Mitteilung der ſächſiſchen
Regierung an die Reichsregierung zu, daß ein Ein greifen
gegen Hölz bevorſtehe. Die ſächſiſche Regierung und die
militäriſchen Stellen hätten ein überraſchendes Ein
e gehlant, wie es ſchon in früheren Fällen ausge-führt worden iſt.

Jene ſkrupelloſe Veröffentlichung trägt die Schuld an Raub,
Plünderung und Brandſtiftung, die jetzt eingetreten ſind, und
daran, daß Blutvergießen nicht vermieden werden kann. Die
militäriſchen Aktionen' ſollen nunmehr mit größter
Beſchleunigung durchgeführt werden, um die für die Be
wohner des Vogtlandes entſetzliche Zwiſchenzeit möglichſt zu ver-
kürzen. Leiter der militäriſchen Operationen iſt General
Stolzmann, ein geborener Heſſe, der vorläufig mit der Lei-
tung des Wehrkreiſes 4 beauftragt iſt.

Der Freiſtaat Danzig
Danzig, 10. April. (Verſpätet eingetroffen.)

Der Oberkommiſſar des Völkerbundes, Sir Reginald
Tower, hat ſich einem Vertreter der „Danziger Brücke“ zu
den Gerüchten über Danzig geäußert, die in der letzten
Zeit die Oeffentlichkeit beſchäftigt haben. Obwohl der Ober-
kommiſſar die meiſten jener Ausſtreuungen in den Bereich
der Fabel verwies, gab er doch die Möglichkeit zu, daß
es mit der Freiſtaatsherrlichkeit Danzigs zu Ende
ſein könne. Ein Beauftragter der verbündeten Mächte ſei
ſchließlich verpflichtet, zu berichten, daß bis jetzt nichts Rechtes
aus der Bemühung herausgekommen ſei, dem Weichſelfreiſtaat
u einem ſelbſtändigen und gedeihlichen Daſein zu verhelfen.
er Oberkommiſſar erklärte, er habe nichts dagegen, wenn der

Jnhalt der Unterredung der Danziger Bevölkerung bekannt-
gegeben werde.

Frankreichs Antwort an England
Paris, 12. April.

Wie die „Agence Havas“ meldet, empfing Miniſterpräſident
Millerand geſtern abend den engliſchen Botſchafter Lord
Derby und überreichte ihm die Antwort der franzöſi-

en Regierung auf die letzte engliſche Note. Der „Petit
ariſien“ will wiſſen, der engliſche Botſchafter habe Millerand

gefragt, ob er ſich nach San Remo zu begeben gedenke. Mille-
rand habe ſeine Antwort von der Aufnahme abhängig gemacht,
die ſeine Note in England finden werde. Denn es ſei von Jnter-
eſſe, daß der Zwiſchenfall beigelegt ſei, bevor die Ver
handlungen in San Remo begönnen. Jm Grundſatz aber habe
Millerand den 19. April als Datum der Zuſammenkunft in San
Remo angenommen. Dieſer Meldung ſteht eine Nachricht des
Londoner Korreſpondent desſelben Blattes gegenüber, der von
maßgebender Seite h haben will, die engliſche Re
ierung ſei entſchloſſen, dem Oberſten Rat in San Remo
ie Löſung des Konfliktes zu überlaſſen. Wie die

Morgenblätter melden, iſt es fraglich geworden, ob der Miriſter-
präſident Millerand ſchon heute in der Kammer eine Erklärun
über den engliſch-franzöſiſchen Zwiſchenfall un
über die Beſetzung der n abgeben werde. Es
ei wahrſcheinlich, daß dies erſt am Dienstag oder Mittwoch ge
chehe. eute ſoll der Miniſterpräſident vor dem Kammeraus-
chuß für auswärtige Angelegenheiten erſcheinen, um Auf-

klärungen zu geben.

im „Schützenhaus“

Fabrikanten

preußiſche Generalſynode
In der heutigen 2. Vollverſammlung ſieht man auch ein

Vertreter aus der vergewaltigten Stadt Poſen, den Konſiſtorig
präſidenten D. Bal an. Eröffnungsgebet: Generalſuperinten,
dent D. Schöttler (Magdeburgſ. Dem Vorſitzenden
Seite die vier Beiſitzer:: Geh. Reg.Rat D. Troſien alle
Geh. Juſtizrat Gltze (Halle), Pfarrer Döring (Rheydt) un
Pfarrer Schwarßkopff (Wuſtrau i. Mark). Ueber d
Bericht des Generalſynodalvorſtandes, der ſich im ganzen
10 Jahre zuſammenfaſſend erſtreckt, ſpricht Syn. Superintenden
eku (Rudow bei Berlin). Er beantragt folgende Er.
lärung:

„Die Generalſynode billigt das nachdrückliche Eintreten
des GeneralſynodalVorſtandes für eine regelmäßige Ein
berufung des Generalſynodal-Rates und erklärt den Bericht
des GeneralſynodalVorſtandes für ſeine Wirkſamkeit unt
dem Ausdrucke des Dankes für ſeine treue Arbeit durch Kennt.
nisnahme für erledigt.“

Der Präſident des Ev. Oberkirchenrates D. Moelkler
eht auf die Bemängelung der nur einmaligen Einberufung des
eneralſynodal-Rates ſeit 1918 ein. Einmal handele es ich

Bedabei um eine verſchiedene ren der geſetzlichen
n dann aber ſeien die äußeren Umſtände (Krieg) ſchuld
geweſen.

Nach längerer Ausſprache iſt dieſer Gegenſtand erledigt
Die Generalſynode beſchließt, aus dem Vericht des Generalſyno,
dalvorſtandes die Angelegenheit des S 85 der Generalſynodal-
Ordnung betr. Zuſammentreten des Generalſynodalvorſtandez
mit oder ohne Vereinbarung mit dem Ev. Ober-Kirchenrat aus
zuſcheiden und dem zuſtändigen Ausſchuſſe zu übergeben

Darauf nimmt die Generalſynode den Antrag Schlicht an.
Nach einer Pauſe werden die beſchloſſenen Ausſchüſſe gewählt.
Der morgige Dienstag ſoll für deren Arbeiten freibleiben.

England verlangt Entſchädigung
Frankfurt a. M., 12. April.

Wie die ſtädtiſche Nachrichtenſtelle mitteilt, iſt am 7. April
vor der Hauptwache a ein britiſcher St aats ange
höriger von der Menge angegriffen und ſein äne-
mathographiſcher Aufnahmeapparat vernichtet worden. Der Re.
gierungspräſident und Oberbürgermeiſter haben dem britiſchen
Generalkonſul ihr lebhaftes Bedauern über den Vorfall ausge
ſprochen. Außerdem wird die Stadt vorausſichtlich Entſchä
digung leiſten müſſen.

IJnternierte Reichswehr freigegeben
Von zuſtändiger Seite erfahren wir, daß etwa 1000 Reichs

wehrſoldaten, die unter Führung des Generals Gillhauſen ſeiner-

Gebiet übergetreten waren, nunmehr von den Engländern frei
gegeben worden ſind.

Krieg zwiſchen Japan und Rußland?
(Von unſerem hf-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 12. April.
Das „Berliner 8 UhrAbendblatt“ veröffentlicht eine Mel

dung, wonach die Pariſer Ausgabe der „Chicago Tribune“ zu
verläſſig berichtet: Wie ein Telegramm aus Moskau meldet,
hat Japan an Sowjetrußland den Krieg erklärt.
Ked m grise iſt mit größter Vorſicht aufzunehmen. (Die

edaktion.

Sür die Rätediktatur
Berlin, 12. April.

Die Mitgliederver ſammlung der Groß- Berliner Organiſa-
tion der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands
(Spartakusbund) hat beſchloſſen, daß die Partei ſich an den
kommenden Wahlen beteiligen ſoll. Der Wah lka v f. ſon
gegen die Demokratie und für die Rätediktat
geführt werden.

Belagerungszuſtand in Jeruſalem. Laut „Times“ iſt in
Jeruſalem der Belagerungszuſtand verhängt worden. Bei den
jüngſten Zuſammenſtößen wurden 5 Juden und 4 Mohammedaner
getötet, 5 Juden, 22 Mohammedaner und 2 Chriſten verwundet.

Die Opfer des Rothenſteiner Unglücks. Eine größere Anzahl
der bei dem Rothenſteiner Unglück Verunglückten iſt geborgen.
Jm Leichenſchauhauſe liegen 60 bis 70 Perſonen.

Weiterverfahren gegen Direktor Nathan in Eſſen. Wie die
„Tägl. Rundſch.“ erfährt, wies das Reichsgericht den Antrag der
Verteidigung des Direktors Nathan von der Reichsfiſchver
orgung auf d des Strafverfahrens an die Berliner
ehörden zu wei Ueberweiſung unſachgemäß ſei und

eine Störung des Verfahrens bedeuten würde. Das Verfahren
bleibt in den Händen der Eſſener Staatsanwaltſchaft
und nimmt ſeinen Fortgang.

......TNXTÖÜ. .c.. n aaanmmwaawneeeooaaaàèàexotcwGfwowosevſſfuſ?G—fneo ne(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
„Warum? Jch habe es Euch doch verboten!“
„Er hat aber angefangen, Herr Lehrer!“
Und nun erfuhr ich die ganze Geſchichte, haarklein, bis

auf die Pelzkappe voll Schnee, die das Mariechen ihrem
Bruder ins Geſicht geworfen hatte.

Dieſe Pelzkappe voll Schnee aber machte mich am
meiſten bedenklich. Denn es unterlag mir keinem Zweifel,
daß der rohe Patron ſeine Rache an ſeiner Schweſter aus
laſſen würde, ſobald dieſe nach Hauſe käme. Und dem wollte
ich vorbeugen,

Jndem ich noch überlegte was zu tun ſei, trat plötzlich
Radnicki perſönlich in meine Stube. Und nun geſchah ein
Wunder: er konnte mit einem Male recht gut Deutſch.

„Jhre Buben haben meinen Joſeph geprügelt!“ fuhr er
tnich heftig an.

„Weils der Joſeph verdient hat!“ ſagte ich trocken und
wollte den Peter die ganze Geſchichte nochmal erzählen
laſſen.

„Halts Maul, dreckiger Jungel“ brauſte ihn der Wirt
an, als Peter ſprechen wollte.

Das war mir doch zu bunt. Jch erklärte dem Polen,
hier ſei meine Wohnung, wo ich mir einen ſolchen Ton nicht
gefallen ließe und ihm leicht zeigen würde, wo der Zimmer-
mann das Loch gelaſſen habe. Er wurde etwas ruhiger und
ſprach in dieſem Zuſtand noch beſſer Deutſch, als vorhin in
der Erregung.

„Jch will daß Jhre Buben meinen Joſeph in Ruhe
laſſen grollte er.

„Gewiß,“ ſagte ich, „ich werde ſehr gern dafür ſorgen,i Perhutſerden und
Uebrigens hat er

11

r der Joſeph die Buben nichtr Denn r ich für nichts ſtehen.

die Tracht Prügel wohlverdient gehabt, dafür, daß er die
Geſchenke Mariechens zerſtört hatl!“

„Das tat er auf mein Geheiß!“ fuhr Radnicki heraus.
Jch ſtand ganz ſtarr. Nur mühſam fand ich eine Entgeg-
nung: „Die deutſche Sprache hat kein Wort zur Bezeichnung
einer ſolchen Geſinnung, wie Sie ſie mir eben ausgeſprochen
haben. Gehen Sie und verlaſſen Sie auf der Stelle mein
S damit mein Haus von Jhrem Peſthauch befreit
werde!“

Jch wandte ihm den Rücken. Er aber riß die kleine
Marie heftig an ſich und rief:

„Wir brauchen keine Bettelgeſchenke von andern
wir haben ſelbſt zu eſſen!“

Da kochte es in mir auf
„Und ich will Jhnen ſagen, daß es für einen Menſchen

nichts Erbärmlicheres gibt, als dem eigenen Kinde böswillig
ſeine kleinen Freuden zu zerſtören! Gehen Sie ich habe
mit ſolchen Menſchen keine Gemeinſchaft!“

„Und ich will keine mit Jhnen und meine Kinder keine
mit den deutſchen Kindern!“

Krachend warf er die Tür ins Schloß. Von draußen
her hörte ich das laute Schluchzen Mariechens. Wie mochte
es dem armen Weſen heute abend noch ergehen?

Jch aber weiß, daß ich von dieſer Stunde an einen Tod
feind im Dorfe habe.

Das Jahr hat für uns unter keinem freundlichen Stern
begonnen; die Herren in Budapeſt, die an der Regierung
ſitzen, wollen uns an die Kehle, und ſie greifen bedenkenlos
in unſere alten Privilegien ein.

Pünktlich am 1. Januar erhält der Ortsvorſteher Reiner
einen Erlaß des Miniſteriums wonach in Zukunft alle Ein
852 und ſonſtigen Schriſtſtücke der Gemeinde Beidenburg,
ie an Behörden gerichtet ſind, in ungariſcher Sprache ver
aßt ſein ſollen. Seit Jahrhunderten, ſeit der Niederlaſſung
der Deutſchen in dieſem Bezirk, ſtand uns das Recht zu, uns
überall, auch im Verkehr mit den Behörden, unſerer eigenen
Sprache zu bedienen, und kein Menſch hat bisher an dieſem

Recht zu rütteln gewagt. Jetzt alſo ſoll das anders werden,
und die gute alte Sitte, an der niemand Anſtoß nahm und
die keinem Menſchen zum Nachteile gereichte, will man be
ſeitigen. Natürlich hat das bei uns böſes Blut gemacht; in
hellem Zorn ſind geſtern in der Gemeindeverſammlung die
ſonſt ſo ſtillen. leidenſchaftloſen Männer losgebrochen, und
es wurde einſtimmig der Beſchluß gefaßt, unter Hinweis auf
die alten Rechte die Verordnung des Miniſteriums zu igno
rieren und nach wie vor mit den Herren bei den Behörden
gut Deutſch zu reden; haben ſie es bisher verſtanden oder
ſich überſetzen laſſen, wird das auch weiter gehen, meinen
wir. Der Ortsvorſteher aber iſt beauftragt worden, ſofort
nach Budapeſt zu reiſen, um die Zurücknahme der Verord-
nung zu bewirken; verweigert man das dort, ſo gehen wir
nach Wien an den Kaiſer.

Aus derſelben deutſchfeindlichen Quelle, aus der jenet
Erlaß gefloſſen iſt, ſtammt auch die Verfügung, die an das
geiſtliche Amt unſerer Nachbargemeinde Magyar-Skeleſſi
ergangen iſt. Dort war bis jetzt noch immer in deutſche
Sprache gepredigt, überhaupt jede kirchliche Handlung in
dieſer Sprache abgehalten worden. Man hatte ſich in dieſem
Gebrauch durch keinen fremden Zuzug beirren laſſen, und

die Borſtai, Sibetjey, Lehemy ſind wenigſtens am Sonntag
in der Kirche noch immer gute deutſche Bauer, Siebert und
Lehmann geblieben. Nun ſoll auch das anders werden.
Das Miniſterium hat verfügt, daß alle Gottesdienſte, alle
kirchlichen Handlungen, Taufen, Trauungen, Beerdigungen
in Zukunft allein in ungariſcher Sprache ſtattfinden ſollen
die Ungarn, ſo heißt es in dem Erlaß, ſeien dort in großer
Mehrzahl, und der Geiſtliche Pfarrer Stein, beherrſche die
ungariſche Sprache u die Minderzahl aber könne
nicht beanſpruchen, daß die Mehrzahl ſich ihr unterordne.
Dieſe „Minderzahl“ der Deutſchen aber hat man dadurch noch
beſonders in die Höhe geſchraubt, daß man alle urſprünglich
Deutſchen, die ihren Namen ins Ungariſche verändert haben,als Ungarn gezählt hat und das iſt leider keine ganz kleine
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Halle, 13. April.
stadtverordnetenSitzung

en noch Zeichen und Wunder! Eine Tages
von 40 Punkten wird in nur anderthalbſtündiger

Stadtverordneten reſtlos aufgearbeitet! Ob
Halleſche Steuerzahler berechtigt iſt, an
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ten Finanzlage unſerer Stadt, aus der uns anſcheinend
S. P. retten will. Sie unternahm dazu auch bereits
en die erſten, wenn auch recht beſcheidenen Schritte, und
e es mit Rückſicht auf das magere Stadtſäckel, ent
den ab, für die beantragte Ehrung Amtsgerichtsrat
ſeils, des früheren verdienſtvollen Vorſitzenden des
ſhönerungsvereins, auch nur 1000 Mark zu bewilligen.
ide, daß ſich die unabhängigen Stadtverordneten erſt
zu einer Politik unbedingter Sparſamkeit bekennen.
Stadt hätte dann ſchon Hunderttauſende erſparen können.
denke nur daran, was uns die von der U. S. P. be

agte Kommunaliſierung von Bad Wittekind gekoſtet hat
noch koſten wird.
Eine Anregung, die ſicherlich in weiten Kreiſen An
g finden wird, wurde von deutſchnationaler Seite ge

en und ging dahin, dafür Sorge zu tragen, daß die
uterſchulkurſe zu einer Volksfrauenſchule ausge-
t werden. Die vom Magiſtrat beantragte Erhöhung des
julgeldes an den ſtädtiſchen Schulen wurde ohne Debatte
enommen. Auch wurde beſchloſſen, daß die Stadt die
ſtattungskoſten für die während der letzten Unruhen Ge
enen tragen ſoll.

x

Sitzungsbericht.

Stadtv. Keil eröffnet die Sitzung und gibt einen Antrag
Halleſchen Spielvereinigung bekannt, worin dieſe um Ueber-
ung eines Teiles des Exerzierplatzes am Roßplatz zu Sport-
ken bittet. Der Antrag wird dem Magiſtrat überwieſen.
inn teilt der Vorſitzende der Verſammlung mit, daß Stadt
dneert Kleeis (Mehheitsſozialiſt) ſein Mandat
dergelegt hat, da dieſer zum zweiten Bürgermeiſter von
ersleben gewählt worden iſt. Stadtv. Kleeis meint in ſeinem
ſedswort, d Weggang für viele eine Erlöſung be-
e. Jn einer hieſigen Zeiutng hätte geſtanden, er ſei ein
redner, und was da geſchrieben ſtehe, müſſe. wohl wahr ſein.
x Abſchied von Halle würde ihm nicht leicht. Sodann führt

germeiſter Sehdel den Stadtv. Sünderhauf (Dem.) für
ausgeſchiedenen Stadtv. Sorger in ſein neues Amt ein.
diw. Oſterburg (U. S. P.) glaubt ſich zu der Mitteilung ver
aßt. daß der Punkt der nichtöffentlichen Sitzung betr. Ver-

einiger ſtädtiſcher Beamter in die öffentliche Sitzung
ört.

Sodann tritt man die Tagesordnung ein. An Stelle des
dem Ausſchuß zur Feſtſetzung einer Höchſtgrenze für Miets-
ſteigerungen ausgeſchiedenen Vermietermitgliedes Herrn
ner wird Dackdeckermeiſter Kispan gewählt. Anſchließend
tm werden für den aus der Stadtverordnetenverſammlung
geſchiedenen Herrn Sorger die erforderlichen Neuwahlen für
Ausſchüſſe, denen er als Mitglied angehörte, erledigt.

Ankauf des Galgenberges.

Die jetzt eingefriedigten Teile des Galgenberges die
üdtgärtnerei und der Schulgarten hat die Stadt in dem
hre 1906 als Privatgrundſtück erworben. Der angrenzende

auf dem auch der Waſſerbehälter des Giebichenſteiner
erwerkes ſteht, war ſchon lange Beſitz der Gemeinde
bichenſtein; mit der Eingemeindung iſt er Eigentum der

t Halle geworden. Die Reſtfläche des Galgenbergs gehörte
1905 dem Domänenfiskus. Als der Magiſtrat der Stadt

rdnetenverſammlung im Jahre 1908 eine Vorlage gemacht
e auf Erwerb dieſer rund 86 680 Quadratmeter großen
änenfiskaliſchen Fläche für 30 000 Mk., die Statdverord
tverſammlung aber wegen des hohen Preiſes die Vorlage
pehnt hatte, ſtellte der Verſchönerungsverein unterm
Amuar 1905 der Stadtgemeinde zu den Ankaufskoſten des
menfiskaliſchen Teiles des Galgenberges einen Betrag von
W Mark zur Verfügung. Er knüpfte daran die Bedingung,
der ganze Berg dem Verein zur Herſtellung eines öffent-

Parkes überlaſſen bleibt. Durch Gemeindebeſchluß vom
Januar 1905 wurde das Angebgt angenommen; die Stadt

mit Eigentümerin des ganzen Galgenbergs, der Verſchöne
er dagegen hat das Recht, dort einen öffentlichen Park

Der gegenwärtige Vorſtand des Vereins ſteht den verän
n Zeitverhältniſſen entſprechend auf dem Standpunkt, daß
Galgenberg als bedeutſames Schmuckſtück der Stadt Halle
von einem Verein, ſondern von der Stadtgemeinde ſelbſt

zugeſtalten iſt. Er hat ſich, wie aus den Vorgängen hervor
i rbehaltlich der Genehmigung durch die Generalver-
es bereit erklärt, alle ſeine Rechte am Galgenberg unter

Bedingungen an die Stadtgemeinde abzutreten:
o Stadtgemeinde hat auf ihre Koſten zum Gedenken
herigen Vorſitzenden, Amtsgerichtsrat Dr. Bindſeil,
m Galgenberg eine bleibende Ehrung, vielleicht in Form

onumentalbank oder ähnlichem im Einverſtändnis mit
ereinsvorſtand zu ſchaffen und dort einen Platz oder einen

n dem Namen Bindſeil zu benennen;
die Stadtgemeinde zahlt dem Verein einen einmaligen

von 10 000 Mk. und ſtellt zunächſt in ihren Haushalts
S 1920 einen Verſchönerungsverein zu zahlenden

ein;von 1000 M
die Stadtgemeinde hat den ſeit 21 Jahren im Dienſte des
s ſtehenden Anlageaufſeher Hädicke in ſtädti Dienſtef uſſeher zu übernehmen. he dte ß
de Annahme dieſer Bedi ingungen iſt der Verſchönerungsferner bexeit, auch ſeine Rechte r e T
t der Sta

Parteifreunde lehnen dieſen
Hierzu führt Stadtv. Oſterburg (U. S. P.) aus. Meinen Antrag ab, denn die 10 000 Mart

waren durch beſondere Sammlung unter der Bürgerſchaft auf-
gebrachte Gelder und der Wunſch, dieſe jetzt durch den Verkauf
von der Stadt wieder zu erhalten, entſpringt lediglich den
flauen Kaſſenverhältniſſen des Vereins. Auch iſt der Errichtung
einer Monumentalbank heute äußerſt überflüſſig. Wenn Amts-
gerichtsrat Dr. Bindſeil heute noch lebte, würde er ſicher auf
ſeiten der „Kappwitze und Lüttwitze“ ſtehen. Verſchönern
können wir übrigens ſelbſt unter Ausſchaltung des hierfür be-
ſtimmten Vereins. Stadtv. Müller (Mehrheitsſogz.) befür-
wortet den Antrag und läßt ſich lediglich von ſachlichen Geſichts-
punkten leiten. Jn Bezug auf die Ehrung des früheren Vor
ſitzenden des Verſchönerungsvereins ſchließt er ſich jedoch dem
Vorredner an. Zum Schluß bittet er um getrennte Abſtimmung
der drei erwähnten Punkte. Punkt 1 wird mit Stimmengleich-
heit, wobei die Stimme des Vorſtehers entſcheidet, angenommen,
desgleichen Punkt 2 und 8 mit Stimmenmehrheit.

Die Landwirtſchaftskammer hat beantragt, den Kanal
der Merſeburger Straße, der jetzt nur bis zur
Artillerieſtraße reicht, bis an ihre Merſeburger Straße 74 zu er-
richtenden Werkſtatt- und Betriebsgebäude zu verlängern. Da
die Erbauung des Kanals zurzeit nur im Jntereſſe der Land
wirtſchaftskammer erfolgt, erſcheint es geboten, dieſe zu den
Koſten beitragen zu laſſen Die Stadtgemeinde übernimmt den
feſten Betrag von 25 000 Mk., während die Landwirtſchafts
kammer die übrigen Koſten zu tragen bereit iſt. Der Kanal
wird mit dem Bau Eigentum der Stadtgemeinde. Dieſem Pro-
jekt wird ſeitens der Verſammlung zugeſtimmt und die erforder
lichen Mittel in Höhe von 25 000 Mk. aus einer noch aufzuneh-
menden Anleihe bewilligt.

Für Beſchaffung nueer Kleiderſchränke im Stadtbad werden
3500 Mk. genehmigt. Zur Pflaſterung des vor der Johannes-
ſchule liegenden Teiles der Liebenauerſtraße mit Schlacken-
ſteinen werden 84000 Mk. ausgeſetzt. Zur Schaffung von
Arbeitsgelegenheit infolge der Demobilmachung wurden bauliche
Arbeiten in der Weingärtenſchule ausgeführt, wozu die Mittel
nachträglich bewilligt werden. Ferner genehmigt die Verſamm-
lung für die Jnſtandſetzung der Fremdenzimmer uſw. im Kur-
und Badehauſe Wittekind 12 000 Mk. ſowie 8000 Mk. für die
Einrichtung von Wohnungen aus den für die Schaffung von
Kleinwohnungen bereitgeſtellten Mitteln.

Erhöhung des Schulgeldes.
Die Verſammlung beſchließt, von Oſtern 1920 ab an den

ſtädtiſchen Schulen folgende Schulgeldſätze jährlich zu erheben:
a) an den Mittelſchulen nach dem Vorſchlage der Schuldepu
tation für einheimiſche Kinder: 84, 72, 60 Mk., für auswärtige
Kinder: 96, 84, 72 Mk.; b) an den hhöeren Schulen nach dem
Vorſchlage des Schulausſchuſſes für die höheren Mädchen-
ſchulen (der Beſchluß iſt den Unterlagen für den Haushaltsplan
1920 beigefügt), für einheimiſche Schüler und Schülerinnen:
220, 200, 180 Mk., für auswärtige Schüler und Schülerinnen
300, 280, 260 Mk.

Der Magiſtrat konnte ſich nicht dazu entſchließen, das Schul
geld mitten im Jahre und mit rückwirkender Kraft zu erhöhen,
und iſt auch der Ueberzeugung, daß das Schulgeld nicht allzuhoch
ſein darf. Auch wird es für richtiger gehalten, ſtatt verſchiedene
Sätze für die oberen und unteren Klaſſen zu erheben, das bisher
grürte Verfahren beizubehalten und das Schulgeld für das 1.,

und 8. Kind derſelben Familie abzuſtufen, ſo daß kinder-
reiche Familien einige Erleichterung erfahren. Nach der vor
gelegten Berechnung würde bei der Annahme des Magiſtrats-

antrags ſich eine Mehreinnahme an Schulgeld von 367 842 Mk.
für das Jahr 1920 ergeben.

Für das Heim „Jugendſchutz“, den Spielplatz an der Luther
ſchule, die Neumarktſchule und das Stadtgymnaſium werden die
von den Bau- und Haushaltungsausſchüſſen vorgeſchlagenen
Summen nachbewilligt, desgleichen für Gondelhäuſer an der
Saale und für die Johannesſchule. Die vorgeſchlagenen bau-
lichen Aenderungen im Polizeiverwaltungsgebäude ſowie die
Unterbringung der Polizeihunde wird genehmigt.

Ueber die Einrichtung von Mutterſchulkurſen be-
richtet Frau Stadtv. Krüger (U. S. P.); die Vorlage wird ge
nehmigt. Gleichzeitig ſtellen die Damen des Stadtverordneten
kollegiums den Antrag, die Mutterſchulkurſe zu einer
Volksfrauenſchule auszubauen. Frau Stadtv.
Mampel (Deutſchnat.) führt hierzu aus: Mutter und Haus-
frau zu ſein, iſt auch ein Beruf, der Vorbildung erfordert. Der
Unterricht in der beabſichtigten Volksfrauenſchule muß Haus
wirtſchaft und Geſundheitspflege ſowie Erziehungslehre um-
faſſen und Hand in Hand arbeiten mit der Schule. „Ein näherbegründeter Antrag wird der Verſammlung noch ehen.

Für die im Mai ſtattfindende Verſammlung der Vertreter
des Deutſchen Lehrervereins beantragt der Magiſtrat,
dem hieſigen Lehrerverein 2000 Mk. Zuſchuß zu gewähren.
Stadtv. Buſſe (Deutſchnat.) macht zu dieſem Antrag nähere
Ausführungen und empfiehlt deſſen Annahme; in dieſem Sinne
beſchließt auch die Verſammlung.

Ein Geſuch der Lehrperſonen an der Peſtalozziſchule um
Erhöhung ihrer Amtszulage, welches vom Schul-
ausſchuß zur Berückſichtigung empfohlen iſt, wird von der Ver-

Milchſcheines für ein krankes Kind übt Stadtv. Kürbs öffent-
liche Kritik an dem Verhalten des Sanitätsrats Dr.
Schuchardt gegenüber der ärmeren Bevölkerung und bitter
die Armendirektion, ſich mit dieſem Vorfall zu befaſſen. Stadtrat
Tepelmann erklärt ſich im Namen der Armendirektion
hierzu bereit.
Uebernahme der Beſtattungskoſten für die Revolutionsopfer.

Die Stadt übernimmt die Koſten für eine ſchlichte Be
ſtattung aller bei den jüngſten Kämpfen in und um Halle. ums
Leben gekommenen Perſonen, ſoweit nicht deren Angehörige die
Beſtattung ſelbſt in oder außerhalb Halles übernehmen
wollen. Die Bewilligung der Mittel erfolgt unter Vorbehalt der
geſetzlichen Erſtattungsanſprüche der Stadt, die jedoch gegenüber
Angehörigen der Verſtorbenen nicht geltend gemacht werden
ſollen. Der unter Ausſchaltung aller politiſchen Erwägungen
gefaßte Entſchluß findet ſeitens der Verſammlung Annahme.

Zum Schluß wird ein Antrag der U. S. P. eingebracht,
welcher dahin lautet, daß die Beſtrafung der Urheber von Mate-
rialſchäden in den Halleſchen Straßen während der letzten
Kämpfe ſowie der Führer der Kampfwagen beſchleunigt werden
ſoll. Hierauf nichtöffentliche Sitzung.

Was die letzten Unruhen koſten
Die Kommiſſionen zur Abſchätzung der Schäden, die durch

die Kämpfe mit den Aufrührern entſtanden ſind, haben noch nicht
annähernd die Arbeit beendet. Welch' eine Summe aber zuletzt
als Schadenerſatz herauskommen wird, kann man ermeſſen, wenn
man hört, daß die Schäden im „Roſengarten“ ſich allein
ſchon auf 360 000 Mark belaufen. Allein die zerſchlagenen
Spiegel müſſen mit 26 000 Mark erſetzt werden. Und wer trägt
den Schaden? Die für „Recht und Freiheit“ nach Muſter Hölz
und Ruhrgebiet kämpfenden Arbeiter doch ſicherlich nicht, denn
die ſind an ihren Arbeitsplätzen wieder in der Menge als „fried-
liche“ Genoſſen untergetaucht.

Nachträglich erfahren wir, daß anläßlich der letzten Un
ruhen in Halle die Speicheranlagen der Zentral-
genoſſenſchaft am Sophienhafen durch Schüſſe und der
gleichen beſchädigt wurden, auch ſind große Mengen an Schuhen,

F Helten Und Anzügen varfaiceten Der hierdurch un
ſtandene Schaden beläuft ſich auf mindeſtens 500 000 Mark.

ſammlung angenommen. Anläßlich der Bewilligung eines

Eine abermalige Erhöhung des Straßenbahntarifes
macht ſich, wie wir hören, erforderlich. Die einfache Fahrt ſoll
in Zukunft 50 Pf., eine Karte mit Umſteigeberechtigung 60 Pf.
koſten. Von 8 Uhr abends an erhöhen ſich die Fahrpreiſe um das
Doppelte. Es ſind im Straßenbahnetat 8 Millionen Mark Defi-
zit zu verzeichnen, die durch Einſchränkung des Betriebes, u. a.
Einziehung wenig rentabler Linien, gedeckt werden ſollen.

Veränderung in der Halleſchen Garniſon. Das Pionier
Bataillon 16 hat Halle verlaſſen und, wie wir hören, ſeine neue
Garniſon in Wittenberg bezogen. Sein Weggang hängt mit
der Abſicht zuſammen, die Halleſche Garniſon allmählich mit
Truppenteilen anderer Städte umzutauſchen.

Die Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter-
bliebenen ſeitens des Staates iſt durch die vielen neueren Ver-
fügungen, die während des Krieges und nach dem Kriege erlaſſen
worden ſind, immer verwickelter geworden. Es iſt dem ein-
zelnen kaum möglich, ſich durch dieſe Geſetze und Verfügungen
hindurchgzuarbeiten und zu erkennen, worauf man nun eigentlich
Anſpruch hat. Aufklärung iſt dringend erforderlich. Zahlreiche
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene haben zwecks Ver
wirklichung ihrer Anſprüche Rat und Hilfe notwendig; ſie haben
ſich darum eine Organiſation geſchaffen, die aufklärend und be
lehrend wirken will. Der Zentralverband deutſcher Kriegs
beſchädigter und Kriegshinterbliebener, Reichsgeſchäftsftelle,
Berlin NW.6, Luiſenſtraße 31 b, iſt eine ſolche Organiſation.
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene, die Rat und Unter-
ſtützung gebrauchen, können ſich jederzeit zwecks Unterſtützung an
die nächſte Ortsgruppe des Zentralverbandes oder an die Reichs
geſchäftsſtelle wenden.

Nach S 14 der ReichsgewerbeordnungGewerbetreibende
und g 652 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 muß

jeder, der den Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfängt, hier
von der Gemeindebehörde des betreffenden Ortes vorher oder
gleichzeitig Anzeige erſtatten. Die Anmeldungen für den
hieſigen Stadtbezirk haben ſchriftlich oder mündlich an das Ge-
werbeſteuerbüro (Rathausſtraße 17, I, Zimmer 1) zu erfolgen.
Bei der mündlichen Anmeldung ſind Legitimationspapiere und
der Nachwnis der gewerblichen Niederlaſſung vorzulegen. Ge
werbetreibende, welche während des Krieges ihren Betrieb vor
übergehend geſchloſſen hatten, müſſen die Wiedereröffnung des
Betriebes neu anmelden.

Vereinigung zur Erforſchung der heimiſchen Pflanzen-
welt. Jn der letzten Sitzung ſprach Oberſtabeveterinär
Fleiſcher über die Fortpflanzung der Farne, die in einigen
Fällen auf ungeſchlechtlichem Wege durch Brutknoſpen, in der
Regel aber auf geſchlechtlichem Wege erfolgt in der Weiſe, daß
an der Farnpflanze ſich Sporen entwickeln, aus denen Vorkeime
entſtehen, auf denen ſich die männlichen und weiblichen Organe
befinden. Bald nach der Befruchtung ſproßt das Farnkraut, die
ungeſchlechtliche Generation hervor. An Abbildungen und
lebendem Material wurden die Ausführungen erläutert. Weiter
wurden in der Sitzung einige in hieſigen Anlagen vorkommende
ausländiſche Gehölze, die in biologiſcher Hinſicht von Bedeutung
ſind, beſprochen. Auch die Anlagen der Franckeſchen Stiftungen,
beſonders der Jubiläumsgarten, enthielten früher eine große
Anzahl ſolcher Gehölze, die aber größtenteils durch unzweck-
mäßige Behandlung, unrichtiges Verſchneiden und in der
Kriegszeit beſonders durch Ziegenfraß vernichtet wurden.
Am Sonntag, den 18. April, findet ein Ausflug nach Kloſchwitz
ſtatt. Abfahrt 9 Uhr mit der Hetſtedter Bahn.

Jugendhilfe. Jn der letzten Mitgliederverſammlung er
ſtattete D. Feine den Jahresbericht. Darnach hat der Verein
im letzten Jahre 1026 Fälle, und zwar 792 Jugendgerichtshilfe-
und 234 Kinderſchutzſachen bearbeitet. Mit beſonderem Eifer
wurde die Landunterbringung betrieben. Gegen Ende des
Jahres waren etwa 50 Jungen und Mädchen, zumeiſt in der
Altmark, in guten Stellen untergebracht, wo ſie regelmäßig be-
ſucht wurden. Ein gut Stück chriſtlich ſozialer Hilfsarbeit hat
damit der Verein auch im letzten Jahre wieder geleiſtet.
iſt der Ausblick in die Zukunft wenig erfreulich. Wie die ge
ſamte freie Liebestätigkeit, leidet auch die Jugendhilfe unter der
furchtbaren Teuerung und ringt um den Fortbeſtand ihrer
Arbeit, wenn ihr nicht die nötige Unterſtützung zuteil wird. Aus
dieſem Grunde kann auch das Heim im Moritzzwinger 12 nicht
weitergeführt werden. Der Verein hat zwar alles verſucht, um
andere Stellen, z. B. die Provinz für die Aufrechterhaltung des
Heims zu gewinnen. Bisher ohne den gewünſchten Erfolg.
Wenn nicht noch Hilfe kommt, wird dieſes große und wichtige
Arbeitsfeld zum 1. Juli aufgegeben werden müſſen. Wie tief
beklagenswert das wäre, das zeigte ſo recht der Vortrag des
Profeſſors Ziehen: „Ueber die normalen und krankhaften
pſychologiſchen Urſachen der moraliſchen Minderwertigkeit von
Kindern“, der den Abſchluß und den Höhepunkt der Verſamm
lung bildete und dankbarſte Zuſtimmung auslöſte. Wir haben
Säuglingsheime, Lungenheilſtätten und ſo vieles andere, in
denen für das leibliche Wohl unſerer heranwachſenden Jugend
geſorgt wird. An die pſhchopathiſchen Kinder, die die ſchwerſte
Gefahr für unſer Volk bedeuten, denkt noch niemand. Nur
einige ſehr teure Privatanſtalten ſind bisher vorhanden. Unſer
Heim in Halle war ein Anfang für unſere Provinz. Es wäre
tief zu beklagen, wenn es eingehen müßte. Hoffentlich öffnet
ſich noch ein Weg.

Sparkaſſe der Stadt Halle. Vom 1. bis 831. März d. Js.
geſtaltete ſich der Verkehr wie folgt: Beſtand der Einlagen am
28. Februar d. Js. 93 468 458,57 M. gegen 92 423 438,15 M.
im Vorjahre; Einzahlungen vom 1.-81. März 10 486 783,96
Mark gegen 5 6554 615,04 M. im Vorjahre, zuſammen
103 900 249,53 M. gegen 97 978 048,19 M. im Vorjahre. Rück
zahlungen vom 1.--831. März 103831 066,88 M. gegen
4569 401,48 M. im Vorjahre. Beſtand am 31. März d. Js.
S 86 569 176,15 M. gegen 98 408 646,85 M. im Vorjahre.

S Schöffengericht. Zwei junge Leute konnten ihrer Aus-
ſage nach längere Zeit keine Arbeit finden; um aus ihrem Dalles
zu kommen und das aufgelaufene Koſtgeld u können,gingen ſie zu einem Schneidermeiſter in der eſtrate und
liehen hier einen ſchwarzen Gehrockanzug, bezahlten auch als
Pfand und Leihgebühr 50 Mark Sie hatten vorher verabredet,
den Gehrockanzug ſofort nach Erhalt zu verkufen, und der eine
verſuchte dies bei einer Altkleiderhndlung in der Kleinen Ulrich
ſtraße, wo er 300 Mk. forderte. Der Jnhaber erkannte aber den
Stempel der verleihenden Firma und ließ den Verkäufer feſt
nehmen. Dies war an einem Januartage, abends nach 5 Uhr,
während der andere draußen wartete und bei der herrſchenden
Dunkelheit gar nicht bemerkt hatte, daß ſein Genoſſe von der
Polizei abgeführt worden war. Gegen 247 Uhr entfernte er ſich
dann. Der in Unterſuchungshaft abgeführte Jüngling wurde
erſt nach 25 Tagen aus der Haft entlaſſen, während dem an
deren vorläufig nichts geſchah, bis ſich die beiden nun vor de
Schöffengericht wegen Betrugs zu verantworten hatten. Die
noch nicht beſtraften und auch voll geſtändigen Angeklagten fan
den milde Richter, ſie wurden mit gleich hoher Strafe belegt, die
vom Gericht auf je 150 Mark Geldſtrafe feſtgeſetzt wurde. Bei
dem zweiten Angeklagten rechnete das Gericht die Geldſtrafe als
verbüßt durch die Unterſuchungshaft an.
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Familien- Nachrichten
Geburten: Poſtaſſiſtent Käſe (Sohn). Artur Gödeb

(Tochter).
Vermählungen: Albert Krauſe und Nathilde Biſchoff.

Walter Neynaber und Wallh Götz e. Wilhelm Topp
und Olga Crain. Walter Reinhard und FridaHubert.Todesfälle: 14. April Pielßai Lahw
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Hie neuen Wahlkreiſe der Provinz Sachſen
Nach dem der ammlung vorliegenden Reichs

wahlgeſetzentwurf wird die Provinz Sachſen und Anhalt in dem
neuen Reichstag durch 28 Abgeordnete aus ſieben neuen Wahl
kreiſen vertreten ſein, während ihre bisherigen beiden Wahlkreiſe
Magdeburg- Anhalt und Merſeburg nur 20 Abgeordnete in die
Nationalverſammlung entſanden. Jm einzelnen ſind folgende
Wahlkreiſe vorgeſehen:

Wahlkreis 34, Stendal: Gardelegen, Jerichow I
und II, Neuhaldensleben, Oſterburg, Salzwedel, Stendal und
Wolmirſtedt. (Einwohnerzahl der Volkszählung vom
S. rn 1919 505 695; vier Abgeordnete, Verbandswahlkreie
Savxhſen I.

Wahlkreis 35, Magdeburg: Halberſtadt, Magde
burg, Oſchersleben, Wanzleben und Wernigerode. (Einwohner-
gahl 529 053; vier Abgeordnete, Verbandswahlkreis Sachſen I.)

Wahlkreis 86, Deſſau--Aſchersleben: Aſchers-
leben, Calbe, Quedlinburg und Anhalt. (Einwohnerzahl 531 218;
vier Abgeordnete, Verbandswahlkreis Sachſen I.)
wWaäahlkreis 87, Bitterfeld: Bitterfeld Delitzſch,
Liebenwerda, Saalkreis, Schweinitz, Torgau und Wittenberg.
(Einwohnerzahl 488 094; vier Verbandswahlkoeis
Sachſen I.)

Wahlkreis 38, Halle Eisleben: Eisleben,Halle a. S., Mansfeld, Merſeburg und Sanger Ein
rzahl 513 284; vier Abgeordnete, V wahlkreis

ſen I.)Wahlkreis 39, Naumburg Weißenfels: Eckarts-
berga, Naumburg, Querfurt, Weißenfels und Zeitz. Einwohner
zahl 329 031; drei Abgeordnete, Verbandeswahlkreis Sachſen I.)

Wahlkreis 40, Erfurt: Erfurt, Hohenſtein,Heiligen-
ſtadt, Langenſalza, Mühlhauſen, Nordhauſen, Schleuſingen, Kreis
Schmalkalden v. Reg.Bez. Kaſſel, Weißenſee, Worbis und Ziegen
rück. (Einwohnerzahl 588 026; fünf Abgeordnete, Verbandswahl-
kreis Thüringen.)

Während die Einwohnerziffer der Provinz. und Anhalts nach
der Zählung vom 1. Dezember 1910 früher mit 2 889 618 ange
e beträgt ſie nach der dem neuen Wahlgeſetzt zugrunde

n Zählung vom 8. Oktober 1919 insgeſamt 3 487 101; ſieS fich alſo um faſt 600 000 Köpfe vermehrt.

(Auswinterung.)g. Aus dem Elſtertale, 13. April.
daß das abwechſelndeDie Befürchtungen unſerer Landwirte,

Frieren und Tauen im Februar nachteilige Folgen für unſeren
Saatenſtand haben könnte, ſind erfreulicherweiſe nur teilweiſe
eingetreten, ſo daß ein Umpflügen von Saatfeldern im allge
einen vermieden werden kann und deshalb Neubeſtellungen
dieſer Art nicht zu geſchehen brauchen. Zwar haben hier und da
Roggen und Weizen durch Verkümmerung verſchiedener Pflan
zen auf Grund der Auswinterung, indem ſich durch das Frieren
und Tauen der Boden hob, die Saugwurzeln abriſſen und die
Rahrungszufuhr deshalb abgeſchnitten wurde, einen etwas
dünnen Stand bekommen, doch iſt derſelbe immer noch ein der
artiger, daß dieſe Felder eine annehmbare Ernte erwarten
laſſen. Auch iſt beim Umpflügen von Saatfeldern ein unbe
dingtes Erfordernis, ſich zu vergewiſſern, ob für die Neu
veftellung ausreichendes und einwandfreies Saatgut vorhanden
iſt, um nicht etwa die Ernährungsverhältniſſe zu erſchweren.

g. Raßnitz, 13. April. (Scharen von Wildtauben),
welche aus den Winterquartieren zurückgekehrt waren, wurden
in letzter Zeit in den hieſigen Waldungen beobachtet. Jm Herbſt
vereinigen fich dieſe Tiere zu Scharen und treten in ſolchen die
Reiſe nach den Winterquartieren an; ebenſo kehren ſie im Früh-
jahr zurück, um ſich dann zu paaren, auf die Walddiſtrikte bis
in die Ortſchaften zu verteilen und auf Bäumen zu niſten.
Einen ſchmackhaften Braten liefern namentlich junge Wild
dauben.

z. Heiligenſtadt, 11. April. (Ein intereſſanter
Fund.) Beim Ausroden eines Baumes im Dorfe Dieterode
wurde ein intereſſanter Fund gemacht. Jn einer Tonurne lagen
11 ſilberne Eheringe, 32 ſilberne Münzen aus den Jahren 1538
bis 1600, 1 Roſenkranz und verſchiedene filberne Spangen und
Agraffen. Die Münzen entſtammen dem Erzherzogtum Oeſter
reich, dem Kurfürſtentum Sachſen, der Stadt (civitas) Elbing
und anderen Staatsgebilden. Gemäß der Eigenart der da
makigen Herſtellung ſind ſie Hammerſchlägmünzen, die zum
großen Teil gut erhalten ſind.

Vollzswirtſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Driginal- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Sturm an der Börſe
Die Erregung, die an der heutigen Börſe über die An

kündigung der Ausführungsverordnung für die Enteignung
der Auslandswerte herrſchte, ſpottet jeder Beſchreibung.
Nie zuvor hat ein ſolcher Entrüſtungsſturm die Börſe
durchtobt wie heute mittag. Angeſichts der Verzögerung dieſer
Ankündigung, die einen bis zwei Monate früher hätte erfolgen
können und erfolgen müſſen, wurden die heftigſten Vorwürfe
gegen die Regierung erhoben. Beſchuldigungen und Verdächti
gungen ſchlimmſter Art, die auf eine Begünſtigung frühzeitig be-
nachrichtigter Perſonen hinausging, wurden laut. Von Erzberger
ſind wir erlöſt, aber ſein Geiſt ſcheint in ſeinen Kreaturen, die
noch immer auf ihren Poſten ſitzen, fortzuwirken.

Jn den Börſenſälen löſte unter brauſenden Zurufen eine
Proteſtkundgebung die andere ab. Stürmiſch wurde der Schluß
der Börſe gefordert, während ſich der Börſenvorſtand zu einer
Beratung zurückzog. Das Geſchäft ruhte vollkommen auf allen
Märkten, bis gegen 1 Uhr vom Börſenvorſtand die Schließung
der Börſe verfügt wurde. Zu amtlichen Kursnotierungen iſt
es heute überhaupt nicht gekommen. Geſchäfte, die anfang im

Verkehr abgeſchloſſen wurden, ſind für ungültig erklärt
worden.

Jn Uebereinſtimmung hiermit meldeten auch Hamburg und
Frankfurt die Einſtellung des Wertpapierverkehrs.

W. T. B. meldet hierzu noch:
Zu den heutigen Vorgängen an der Berliner Börſe iſt noch

nachgutragen, daß ſchon vor Gröffnung des Verkehrs die zahl
reich verſammelten Börſenbeſucher die Bekanntmachung der Re
r über die Beſ-hlagnahme von Wertpapieren auf Grund

Friedensvertrages erregt erörterten, und aus den die Makler

S über über konnteſchwere Kursſtürze in den von evordnung betroffenen
Werien geſchloſſen werden. Die Gemüter erhitzten ſich im Ver

b immer mehr, t irunde erfolgenden Schluſſes der Börſen von Hamburg und
Frankfurt am Main wurde auch hier der Wunſch allgemein, zum
Zeichen des Proteſtes gegen die angekündigte Verfügung die
Börfe zu ſchließen. Sachlich war man ſich in den Börſenkreiſen
Wer die Ablieferungspflicht zwar klar, erregte ſich aber immer

den Stellen den Handel in
ter geſtattet hätten und jetzt nach dene

erfolgten ſtarken Kursfteigerungen ein ungefähr drei
Ronate er Kurs als Entſchädigung etzt werden

waren, erreichte die Erregung ihren Siedepunkt, und es
kam zu turbulenten Szenen vor den Maklerſchranken. Da in
folgedeſſen an eine geſchäftliche Tätigkeit nicht zu denken war,
trug der Börſenvorſtand ſchließlich der allgemeinen Empörung
Rechnung und ließ die Börſe ſchließen Jn einer für morgen
vormittag anberaumten Sitzung des Börſenvorſtandes wird be
ſchloſſen werden, ob Dienstag der Börſenverkehr wieder aufge
nommen werden ſoll.

warken

Nachſtehend veröffentlichen wir einige Kurſe vom 10. Januar
ſolcher ausländiſcher Werte, denen Enteignung droht: Canada
Pacific 1033 vorgeſtern 1095), Baltimore Ohio 32234 (325),
Pennſylvania 775 (800), Chileniſche HypothekenbankGoldPfand-
briefe 300 (555), 43proz. polniſche Pfandbriefe 4954 (5534),
Denar Rio Grande Bonds 445 (500). Schantung Aktien und
Genußſcheine, die nicht der Beſchlagnahme anheimfallen, deren
Entſchädigung aber gleichfalls nach den Kurſen vom 10. Januardieſes Jahres bemeſſen werden ſoll, notierten an dieſem Tage

59124 bzw. 2525 vorgeſtern 639 bzw. 2350).

Geldmarkt und Banken
Wochenbericht der Mitteldeutſchen Privat-Vank über den

Markt der Kaliwerte. Durch die innerpolitiſchen Verhältniſſe
ſahen wir uns veranlaßt, die Berichte in den letzten drei Wochen
zu unterlaſſen, da auch nur ſehr unregelmäßige Kurſe genannt
wurden. Wir berichten nunmehr über die Zeit ſeit dem
13. März. Die Zurückhaltung, die infolge der politiſchen Ereig-
niſſe bereits am Sonnabend, den 13. März ſtark fühlbar war,
nahm in den darauffolgenden Tagen noch zu. Doch machte ſich
ſchon nach Klärung der Machtverhältniſſe im Jnnern bald einige
Kaufluſt zu den ermäßigten Kurſen bemerkbar. Die Zuſtände
im Ruhrrevier ließen zwar ein lebhafteres Geſchäft zunächſt
nicht aufkommen, da die Börſen ausfielen und auch der Tele
phonverkehr zumeiſt geſtört war, als aber bald nach Oſtern das
Induſtriegebiet von der Reichswehr beſetzt wurde, nahmen die
Umſätze wieder ſtark zu, und die Kurſe ſtiegen ſeitdem ſprung-
haft, zum Teil weſentlich über diejenigen vom 12. März. Ver-
anlaſſung zu dieſen Steigerungen gaben die vielen, zumeiſt ſehr
günſtigen Ausbeute und DividendenErklärungen, von denen
wir folgende aufführen: Aſſe 3000 M., Braunſchweig-Lüneburg
3000 M., Desdemona 1500 M., HanſaSilberberg 2000 M.,
Heiligenroda 2000 M., Heringen 1250 M., Hindenburg und
Königshall je 3000 M., Neuſtaßfurt 2000 M. in bar und 1000 M.
in 5 Kriegsanleihe, Sachſen- Weimar 4000 M., Salzmünde
außer den bereits erklärten 1500 M. noch 1000 M. für 1919 und
500 M. für das 1. Quartal 1920, Siegfried I 3000 M., Wil-
helmshall 750 M. für das 1. Quartal, Krügershall außer den
erklärten 25 für 1919 noch 10 Bonus, Salzdetfurt 60
Steinförde 34 Ummendorf-Eilsleben 18 auf die Vorzugs-
Aktien und 8 auf die Stamm-Aktien. Wintershall beabſich-
tigt für 1919 die Verteilung von 15 000 M. Ausbeute je Kux.
Die Kurſe waren natürlich größeren Schwankungen unter
worfen, von denen wir einige nachſtehend nennen, und zwar
führen wir die Kurſe vom 10. April auf und geben die Gewinne
und Verluſte gegen den 12. März in Klammern. Die in
eckigen Klammern beigefügten Kurſe ſind die ungefähren nied-
rigſten Kurſe in der Zwiſchenzeit. Alexandershall 56 000 M.,

6500 M.), Beienrode 38 500 M. Geld 6000 M.), Burbach
61 500 M. 5500 M.), [51 000 M.], Einigkeit 30 700 M.

4200 M. [26 500 M. GlückaufSondershauſen 65 000 M.
[60 000 M.], Heiligenroda 52 000 M. 7500 M.), Hugo 33 500
Mark [29 500 M.], Sachſen Weimar 58 000 M. 15 600 M.),
Wilhelmshall 61 0600 M. 10500 M.). Von mittleren und
kleinen Kuxen nennen wir: Carlshall 15 400 M. 1500 M.
[12 300 M. Felſenfeſt 22 500 M. 3800 M. Friedrichroda
14 800 M. 1800 M. Fürſtenhall 19 800 M. 2000 M.)
[16 800 M. Großherzog Wilhelm Ernſt 25 700 M. 1800 M.)
[20 500 M. HanſaSilberberg 30 500 M. 6500 M..), Herfa
17 500 M. 1700 M.) [I6 500 M. Heringen 24000 M.

1500 M.), Hohenfels 28 500 M. [26 000 M.], Hüpſtedt 21 300
Park 2000 M.), Jmmenrode 18 500 M. 2500 M.) [14 500
Mark], Neurode 17 400 M. 1800 M.) [15 000 M. Reichs
krone 6850 M. 550 M. [5800 M.], Richard 6750 M. 500
Mark) [5700 M.], Röſſing-Barnten 23 000 M. 3000 M.)
[18 500 M.], Rothenburg 12 300 M. 2000 M.), Salzmünde
22 500 M. 2000 M.), Siegfried I 24 000 M. 6200 M.
Siegfried-Gieſen 29 000 M. 2500 M.) [24 500 M. Thürin
gen 10 700 M. 1200 M.), Walbeck 24 500 M. 3200 M.),
Walter 10 800 M. 2000 M.) [8200 M.), Aktien: Adler Vorgz.
Aktien 330 S 63 96), Adler Stamm- Aktien 385 10 95)
[365 Großherzog von Sachſen 475 2 Geld, 650
Halle KaliAklien 395 30 96), Krügershall o

15 [460 96], Ronnenberg 480 9 20 559), Salzdetfurt1300 200 Steinförde 310 96 (70 orſurg
Kapitalertragsſteuer und Hypothekenſchuldner. Das Kapi-

talertragsſteuergeſetz, das am 31. März 1920 in Kraft getreten
iſt und bekanntlich eine Steuer von 10 Prozent der Kapital-
erträge vorſieht, hat die Hypothekenſchuldner veranlaßt, die
fälligen Hypothekenzinſen um 10 Prozent auch dann zu kürzen,
wenn als Hhypothekengläubiger inländiſche Hypothekenbanken,
Lebensverſicherungsgeſellſchaften, Sparkaſſen, Banken, Bank-
firmen, Genoſſenſchaften und öffentlichrechtliche Kreditanſtalten
auftreten. Es iſt darauf hinzuweiſen, daß bei dieſen Hypotheken-
gläubigern der Abzug nicht zuläſſig iſt, vielmehr ſind nach dem
Kapitalertragsſteuergeſetz dieſe Unternehmungen von der Zah-
lung der Kapitalertragsſteuer befreit und haben dieſe nur in
ſoweit zu entrichten, als ſich aus den Zinseinnahmen ein Ueber
ſchuß über die Zinsausgaben ergibt. Eine ſolche Berechnung
vorzunehmen iſt aber nur der Gläubiger in der Lage, weshalb
das Reichsfinanzminiſterium angeordnet hat, daß Darlehns-
zinſen an die genannten ſteuerbefreiten Jnſtitute und Unter
nehmungen abzugsfrei zu zahlen ſind. Wenn auch mit Rückſicht
darauf, daß nach dem Kapitalertragsſteuergeſetz der Schuldner
für die Entrichtung der Steuer haftet, eine vorſichtshalber vor
genommene Kürzung der Darlehnszinſen durch den Schuldner
zu verſtehen iſt, ſo muß doch darauf hingewieſen werden, daß ſich

Se 7 r ar vorgenommenener über ſeinem reitenHypothekengläubiger ausſetzt. Voewn ß Weterbekeeltse

Neugründung der Wilhelma Unter Führung der Wilhelma in Magdeburg, Allgemeinen e n
ſchaft, iſt die Gründung einer neuen Geſellſchaft Seefahrt,
Transport und Rückverſicherungs Aktiengeſellſchaft mit
giſen Aktienkapital von 8 Millionen Mark in Vorbereitung be

n

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionsbezirkeinſchließlich der anſchließenden t ſahen
9. April für Kohlen, Koks, Briketts und Naßpreßſteine geſtellt
5858 Wagen zu 10 Tonnen, nicht geſtellt: 320 Wagen zu 10 To.

Berliner Börſenberichte
Produktenbericht. Der Produktenmarkt eröffnete in flauer

Tendenz. Für Hafer zeigte ſich auch zu weſentlich ermäßigten
Preiſen nur ganz vereinzelt Kaufluſt. Hülſenfrüchte wurden er
heblich niedriger angeboten bei durchaus mangender Kauf
neigung. Das gleiche gilt für Serradella. Rauhfutter war
ebenfalls ſehr ſtill. Für Stroh zeigte ſich bei niedrigem Preis
angebot etwas Nachfrage.

Hafernotiernngen:
Berlin, 11, April. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in MarkIIte. ſchließlich der Börſenvorſtand verkündete, nur ine ieren amtlicher ſtattfinden ſollte, bei denen

Schwwamkungen gut Er

loto ab Speicher frei Wagen loko ab Bahnofortige Abladung ab Abladeſtationen 2700--2600. bu Tenderr
n

H5 Sporlberichte
Berliner „Preußen“ in Halle. Am kommendenden 18. April, tritt der Mitteldeutſche Meiſter V. f. V

dem Sportplatz am Zoo der bekannten Ligamannſ einſchaft des
liner F. C. „Preußen“ gegenüber. Die Verpflichtung e
liner, die hier immer nur ſeltene Gäſte geweſen ſind, war
erheblichen Opfern möglich. unte

Vorſtandsſitzung der Deutſchen Sportbehörde,
Deutſche Sportbehörde für Athletik hielt am Sonnabend d
Magdeburg eine Vorſtandsſitzung ab. Von beſonderem du
eſſe ſind die folgenden Beſchlüſſe. Jn der angezweifelten en
rechtsfrage ſtellte der Vorſtand ſich auf den Standpunkt, daß r
in Halle erfolgten Wahlen und trotz der erhoben
Einwendungen und Richtigſtellungen Geltung haben. V
der wiederholt angeſchnittenen tartberechtigung von e
lehrern wurde im Einvernehmen mit dem Deutſchen Fuß
Bund feſtgeſtellt, daß Sportlehrer im Prinzip an Wettkän n
teilnehmen können. Vereinsſportlehrer ſind nur mit beſonde,

Erlaubnis ſtartberechtigt. eNeuer deutſcher Rekord im Skiſpringen. Bei den
Oſtermontag am Kleinen Teich (Rieſengebirge) an der Ha
baude vom SkiClub „Hampelbauder Ski-Zunft“ veranſtalt
Wettſpringen wurde der erſt kürzlich bei der ſchleſiſchen en
ſchaft von Vinzens Buchgerber aufgeſtellte deutſche Rekord
Skiſpringen von 43 Meter imal überboten. Adolf Ven
(WinterſportVerein Auperthal) erzielte einen geſtanden
Sprung von 45 Metern, der dann von Kurt Endler (Skieh
Preisträger Schreiberhau) noch weiter auf 46,5 Meter
beſſert wurde.

w. Für den deutſchen Marathonlauf, der nach langjähr,
Pauſe in dieſem Jahre wieder am 25. Juli in Berlin zum
trag kommt, macht ſich überall das lebhafteſte Intereſſe beme
bar. Der veranſtaltende Verein, der Berliner Athletik-g0
gedenkt, den Lauf international auszuſchreiben, da auch mit d
nehmern aus dem Nachbarlande und den neutralen Ländern
rechnet wird. Aus dem Jnlande werden alle Langſtreckenlzt
von Ruf am Start erwartet.

Vom Büchertiſch
Fräulein, Roman von Paul Enderling. Verlag

J. G. Cottaſchen Buchhandlung Nachfolger in Stuttgart
Berlin. Geheftet 10 Mk., gebunden 14 Mk. Jm Nittelpr
dieſes neuen Romans von Paul Enderling ſteht eine in
Literatur bisher noch zu wenig gewürdigte Geſtalt des ſozil
Lebens: eins jener Tauſende von jungen Mädchen, die, i
hinreichend ausgebildet, um ſich ſelbſtändig betätigen zu könn
als „Fräulein“ in einer wohlhabenden Familie, in einer Zwit
ſtellung zwiſchen Dame und Dienſtbote ein unbeachtetes Deſ
„zwiſchen den Klaſſen“ friſten. Dieſen ernſten Tönen ſeeliſg
Geſchehens hat der Verfaſſer in der humorvollen und ſartef
ſchen Zeichnung der von engem Familiengeiſt und gefühlsa
Selbſtſucht geleiteten „Herrſchaft“ eine Fülle ergötzlich-heite
Klänge beigemiſcht und das ganze, von ſicherer Vertrautheit
dem Wirklichen kündende Werk durch den romantiſch reizvol
Hintergrund der alten Hanſaſtadt Danzig in einen gerade h
beſonders feſſelnden, aus Sehnſucht und Wehmut gewobe
poetiſchen Zauber gekleidet.

Dorffriede. Loſe Blätter aus meinem Dorfleben.
Hans Waldheim. Mit 18 Federzeichnungen von Poe
Aßmann. 8* (88) M.-Gladbach 1920, Volksvereins-Ver
G. m. b. H. Gebunden 2,45 Mk. Das Lob der im Wechſel
Naturlebens verrichteten Bauernarbeit iſt oft im deutſg
Dichterwald erklungen. Die Tonart iſt verſchieden; es bef
beifpielsweiſe ein himmelweiter Unterſchied zwiſchen der la
haften Art Gotthelfs und dem ſinnigen Sang in Huggenber
Stille der Felder, dem vorliegendes Werkchen hie und da
regungen verdankt. Viel beſungen alſo, und doch nie a
geſungen. Möge der Leſer der friſchen Weſterwaldbriſe, die
vorliegenden Blättern weht, ſein Jnnerſtes öffnen, daß ſie
die verborgenſten Falten hineinkommt; ſie ſtählt nicht bloß
Lunge, ſie bläſt auch die Aſche mißmutiger Trauer von
Seele weg, entfacht die glimmende Entſchlußkraft zur Glut,
Taten geboren werden. Taten braucht die Zeit.

Die „Jlluſtrierte Zeitung“ (Verlag J. J. Weber, Leipſ
bringt in ihrer neueſten Nummer 4006 wieder eine Fülle
Abbildungen zur Tagesgeſchichte, ſo die Bildniſſe der ne
Miniſter im Reich und in Preußen, berühmter Männer auf
verſchiedenſten Gebieten, Bilder von den Unruhen im rheini
weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet, vom Sport, von der feierlichen
throniſation des neuen Erzbiſchofs von Köln, vom verbotel
Notgeld der Stadt Flensburg u. a. Kunſt und Wiſſenſch
kommen daneben aber auch zu ihrem vollen Recht durch Vil
von Theateraufführungen in Weimar und Berlin, durch eir
reich illuſtierten Artikel zum 490. Todestage Raffaels
vielgeleſenen Abteilungen „Aus Wiſſenſchaft und Technik ſo
„Literatur und Kunſt“ bieten eine Menge intereſſanten Stoff
beſonders der Artikel über die plattdeutſche Sprache verdi
Beachtung.

Die techniſche Meſſe in Leipzig, die durch die politiſch
Vorgänge des 13. März leider ein vorzeitiges Ende fand, iſt
der neueſten Nummer 4003 der „Jlluſtrierten Zeitung“ (Leipf
J. J. Weber), in zwei packenden großen Bildern und einem e
ſprechenden Artikel berückſichtigt. Aus der Tagesgeſchichte
weiter eine Anzahl Abbildungen verſchiedener Motive, z. B. t
Durchgangslager in Roaſtatt für Heimkehrer aus franzöſiſe
Kriegsgefangenſchaft, Heine Denkmal für Hamburg, von Kob
mit der Feſte (aus Anlaß des Anſchluſſes an Bayern), dann t
bemerkenswerten Theateraufführungen in Altong, Mannhe
Dresden, Baſel, Hamburg, ſowie Bildniſſe berühmter Män
geboten.

Das ArbeitsloſenProblem. Von Dr. Arthur Sgl
ſinger. Flugſchriften des „Tag“ Nr. 12. Verlag von Aus

l G. m. b. H., Berlin. Preis 2 Mk., dazu der ortsübli
Teuerungszuſchlag. Der Verfaſſer beleuchtet in unbeirrba
Sachlichkeit und getragen von gründlicher Sachkenntnis die e
los verworrenen Zuſtände auf dem Arbeitsmarkt, die zum ge
ten Teil eine Folge übereilter und falſcher Maßnahmen ſt
Seine kritiſchen Ausführungen über die grundlegenden Feh
der bisherigen, demagogiſchen Forderungen nachgebenden Shyſte
loſigkeit gipfeln in wohldurchdachten praktiſchen Vorſchlägen
ein wirklich produktives Syſtem der Arbeitsloſenfürſorge. In
Verringerung der Unterſtützung, Schaffung von Arbeite mög
keiten in Verbindung mit wirklich durchgeführtem Arbeitszwa
ſowie einer Regelung der Streikfragen ſieht er den Weg zur

Geſundung unſeres ſo ſchwer erſchütterten Wirtſchaf
ns.

Zu beziehen durch die
Goethe- Buchhandlung von Franz Joeſt Verla

Halle a. S., Gr. Ulrichſtr. 63. Fernruf 4520.
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Hauptſchriftleiter Helmul Böttcher.
Verantwortlich für Politik: Helmut Sdttchee: M politiſche Nachrichten
wirtſchaft und Sport: Hans Heiling: für den geſamten übrigen redalti
Teil: Er ich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten: ſämtlich in Hals
Dtio Tytele, Buch und Kunſtdrucerei, Verlag der Haleſchen geitung, Hal
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